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Monetalis Ruhestandsfonds 
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Anlagefonds nach liechtensteinischem Recht des Typs 

Organismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) 
 

 

Mitteilung an die Anteilsinhaber 

   

Die IFM Independent Fund Management AG, Schaan, als Verwaltungsgesellschaft und die Liechtensteinische Landesbank 

AG, Vaduz, als Verwahrstelle des rubrizierten Organismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren, haben beschlossen, 

den Prospekt inklusive fondsspezifische Anhänge und Treuhandvertrag abzuändern. 
 

Die Änderungen betreffen im Wesentlichen die Anpassung des Anlageziels, insbesondere durch die Hinzufügung der Teil-

freistellung Deutschland. Zudem wurden weitere Änderungen an die UCITS Mustervorlage vorgenommen.  
 

 

Nachfolgend finden Sie eine Auflistung der vorgenommenen Änderungen: 
 

 

 

 

Prospekt 
   

Ziffer 7.2 

Allgemeine Risiken  

 

 Steuerliches Risiko für Anleger in Deutschland 

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 2018 sind für in Deutschland steuerlich ansässige Privatanle-

ger nach den Regeln über die sog. Teilfreistellung 30% der Investmenterträge aus einer 

Anlage in einen sog. Aktienfonds (wie in § 2 Abs. 6 des deutschen Investmentsteuergeset-

zes definiert) von der Einkommensteuer sowie dem Solidaritätszuschlag (und ggf. der Kir-

chensteuer) befreit. Ob diese Regelungen greifen, wird jeweils für ein Kalenderjahr beurteilt. 

 

Ein Investmentfonds gilt als Aktienfonds, wenn 

 

 in seinen Anlagebedingungen bestimmt ist, dass er fortlaufend mindestens 51% seines 

Wertes in Kapitalbeteiligungen wie sie in § 2 Abs. 8 des deutschen Investmentsteuerge-

setzes definiert sind, anlegt; und 

 

  diese Vorgabe fortlaufend in dem entsprechenden Kalenderjahr eingehalten wird.  

 

Ähnliche Regelungen (wenn auch mit anderen Prozentsätzen) gelten für Investmenterträge 

von betrieblichen Anlegern und Körperschaften, die in Deutschland steuerlich ansässig 

sind, vorbehaltlich bestimmter Ausnahmen, während ein entsprechender Teil der Betriebs-

ausgaben und sonstiger Verluste, die mit einer Anlage in einen Aktienfonds im Zusammen-

hang stehen, steuerlich nicht abzugsfähig ist. 

 

Wie in den Anlagebedingungen ausgeführt wird, strebt der OGAW an, fortlaufend die in 
Anhang A Bst. F „Anlagegrundsätze und Risikoregelungen des OGAW“ genannte Mindest-

beteiligung in Kapitalbeteiligungen anzulegen. 

 

Ob diese Vorgaben fortlaufend in jedem Kalenderjahr erfüllt sein werden – und somit die 

Regelungen zur Teilfreistellung zur Anwendung kommen werden, hängt jedoch von einer 

Reihe von Voraussetzungen ab, von denen einige nicht in der Kontrolle des Verwalters des 

OGAW liegen, insbesondere davon, wie Steuerverwaltung und -gerichte in Deutschland 

die steuerrechtlichen Bestimmungen, namentlich den Begriffs der Kapitalbeteiligung, aus-

legen, wie die Vermögensgegenstände, in die der OGAW investiert, eingestuft werden 

(durch deren jeweilige Emittenten und/oder die entsprechenden Datenbankbetreiber) 

sowie von dem Wert (Marktpreis) der von dem OGAW gehaltenen Vermögensgegenstän-

de. Daher kann keine Gewährleistung übernommen werden, dass die Regeln über die 

Teilfreistellung zur Anwendung kommen werden. Somit kann es dazu kommen, dass in 

Deutschland steuerlich ansässige Investoren mit 100% ihrer Investmenterträge aus ihrer 

Anlage in den OGAW in Deutschland der Besteuerung unterliegen. 
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Anhang A 
 

 

F. Anlagegrundsätze 

und Risikoregelungen 

des OGAW / a. Anla-

geziel und Anlagepoli-

tik   

Anpassung Anlagepolitik  

 

Zur Erreichung des Anlageziels wird das Vermögen des OGAW dauerend vorwiegend (min-

destens 51% seines Vermögens) direkt oder indirekt in Beteiligungspapiere und Beteiligungs-

wertrechte (Aktien, Aktien mit Warrants.) weltweit investiert. Weiters kann der OGAW sein 

Vermögen in fest- oder variabel-verzinsliche Forderungspapiere und Forderungswertrechte 

von privaten, gemischt-wirtschaftlichen und öffentlich-rechtlichen Schuldnern (Obligationen, 

Renten, Notes, Zerobonds, Floating Rate Notes, Wandel- und Optionsanleihen, Schuld-

verschreibungen, etc.) sowie in Einlagen und/oder in Geldmarktinstrumente investieren.  

Hinzufügung Fussnote 10:  

Beteiligungspapiere und -wertrechte sind u.a. Kapitalbeteiligungen i.S.v. § 2 Abs. 8 des deut-

schen Investmentsteuergesetzes (InvStG), welche wie folgt im InvStG aufgeführt sind:  

- Anteile an Kapitalgesellschaften, die zum amtlichen Handel an einer Börse zugelassen 

oder an einem anderen organisierten Markt zugelassen oder in diesen einbezogen sind; 

- Anteile an Kapitalgesellschaften mit Ausnahme von Immobilien-Gesellschaften im Sinne 

des § 1 Abs. 19 Nr. 22 des deutschen Kapitalanlagegesetzbuchs: 

• die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem anderen Vertrags-

staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ansässig sind und dort 

der Ertragsbesteuerung für Kapitalgesellschaften unterliegen und nicht von ihr befreit 

sind; 

• die in einem Drittstaat ansässig sind und dort einer Ertragsbesteuerung für Kapitalge-

sellschaften in Höhe von mindestens 15 % unterliegen und nicht von ihr befreit sind; 

- Anteile an Aktienfonds im Sinne des § 2 Abs. 6 des deutschen Investmentsteuergesetzes 

in der ab dem 1. Januar 2018 anwendbaren Fassung in Höhe von 51 % des Werts des An-

teils; und 

- Anteile an Mischfonds im Sinne des § 2 Abs. 7 des deutschen Investmentsteuergesetzes 

in der ab dem 1. Januar 2018 anwendbaren Fassung in Höhe von 25 % des Werts des An-

teils. 

In Ausnahmefällen und in begrenztem Rahmen kann die Kapitalbeteiligungsquote unter die 

Mindestquote für den OGAW fallen. Gemäss Schreiben des Bundesministerium der Finanzen 

vom 21. Mai 2019 ist grundsätzlich nicht von einem wesentlichen Verstoss auszugehen, wenn 

ein Aktien- oder Mischfonds in einem Geschäftsjahr an insgesamt bis zu 20 einzelnen oder 

zusammenhängenden Geschäftstagen die Vermögensgrenzen des § 2 Abs. 6 oder 7 InvStG in 

Bezug auf Kapitalbeteiligungen unterschreitet („20-Geschäftstage-Grenze“). 

 

Streichung Passus  

Ferner kann der OGAW in Zeiten, in denen keine Anlage die Auswahlkriterien des Asset Ma-

nagers erfüllt, sein ganzes Vermögen in Einlagen und Geldmarktinstrumenten halten. 

 
 

 

 

Die Finanzmarktaufsicht (FMA) hat nach Art. 6 UCITSG die Änderung der konstituierenden Dokumente am 11. Juni 2026 

genehmigt. Die Änderungen treten per 01. Juli 2026 in Kraft. 
 

Der Prospekt, den Basisinformationsblättern (PRIIP-KID), der Treuhandvertrag und der Anhang A „OGAW im Überblick“ sowie 

der neueste Jahres- und Halbjahresbericht, sofern deren Publikation bereits erfolgte, sind kostenlos bei der Verwaltungsge-

sellschaft sowie auf deren Web-Seite www.ifm.li, der Verwahrstelle, bei den Zahlstellen und bei allen Vertretern und Vertriebs-

stellen im In- und Ausland sowie auf der Web-Seite des LAFV Liechtensteinischer Anlagefondsverband unter www.lafv.li er-

hältlich. 
 

Wir weisen die Anleger darauf hin, dass sie ihre Anteile zurückgeben können (Art. 93 Abs. 3 UCITSV). 
 

Schaan, im Juni 2026   IFM Independent Fund Management AG 

 

http://www.ifm.li/
http://www.lafv.li/

